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Örtliche Rechnungsprüfung

Prüfungsbericht

Jahresrechnung 20xx

Evangelische Kirchengemeinde

[Name], [Ort]
[image: image2.wmf] 


3A.
Prüfungsauftrag


3B.
Gegenstand, Art und Umfang der Prüfung


3C.
Feststellungen und Erläuterungen zur Rechnungslegung


3I.
Allgemeine Hinweise


4II.
Haushaltsplan und Haushaltsrechnung


4III.
Vorschüsse und Verwahrungen


5IV.
Schulden


5V.
Vermögen


5VI.
Kassenprüfung


5VII.
sonstige prüferische Aktivitäten und Feststellungen


5VIII.
Gesamtaussage des Abschlusses


5IX.
Ergebniskritik und Handlungsempfehlungen


5D.
Ergebnis der Prüfung und Entlastungsempfehlung




A. Prüfungsauftrag

Die Rechtsgrundlage für die Prüfung der Jahresrechnung der
Evangelischen Kirchengemeinde [Name],

[Ort]
im Folgenden auch kurz „Gemeinde“ oder „Kirchengemeinde“ genannt
ist das Rechnungsprüfungsgesetz (§§ 1, 3, 11 Abs. 2 RPG). Auf dieser Basis prüfen wir die Jahresrechnung sowie die ihr zugrunde liegende Buchführung und berichten über das Ergebnis unserer Prüfung.

B. Gegenstand, Art und Umfang der Prüfung

Gegenstand unserer Prüfung waren der Haushaltsplan, weitere Teile der Jahresrechnung sowie die Einhaltung der einschlägigen, im geprüften Zeitraum geltenden kirchengesetzlichen Vorschriften zur Rechnungslegung.
Darüber hinaus haben wir weitere Prüfungshandlungen vorgenommen, die nicht Niederschlag im Bericht gefunden haben bzw. vorab besprochen wurden.
Der Prüfungsauftrag wurde durch den GKR um nachfolgende Prüfungen erweitert:
· A
· B
Die Prüfungsarbeiten haben wir - mit Unterbrechungen - in der Zeit vom [Datum] bis zum [Datum] in den Räumen der Gemeinde in [Ort] und [Ort] durchgeführt. Anschließend erfolgte die Fertigstellung des Berichts. Eine Abschlussbesprechung fand am [Datum] zwischen Person A und Person B statt.
Ausgangspunkt unserer Prüfung war der von uns [alt. von xy] geprüfte Vorjahresabschluss 20xx; in der Sitzung des GKR vom [Datum] wurde der Wirtschafterin bzw. dem Wirtschafter kraft Amtes Entlastung erteilt.
Aus den im Rahmen der Prüfungsplanung festgestellten Risikobereichen ergaben sich folgende Prüfungsschwerpunkte:
· A
· B
Die Prüfbarkeit von Angaben und Einschätzungen in der Rechnungslegung für den Posten/Sachverhalt/Prüfungsschwerpunkt ..... ist nur eingeschränkt möglich [alt. unmöglich] (Prüfungshemmnis), da ..... [Angabe von Gründen].
Prüfungen durch die Träger der Sozialversicherung bzw. der Berufsgenossenschaft fanden für den Berichtszeitraum laut den uns erteilten Auskünften des KVA [Name] nicht statt. Eine Lohnsteueraußenprüfung erfolgte für den gesamten Kirchenkreis durch das Finanzamt [Name] mit dem Ergebnis.....

C. Feststellungen und Erläuterungen zur Rechnungslegung

I. Allgemeine Hinweise
[allgemeine Hinweise zur Form der Rechnungslegung] 
Auf folgende bestehende Mängel in der Buchführung und in den weiteren geprüften Unterlagen ist hinzuweisen:
· 
A
· B
Auf folgende wesentlichen Mängel in der Buchführung, die zwischenzeitlich behoben wurden, ist hinzuweisen:
· A
· B

II. Haushaltsplan und Haushaltsrechnung

· 
In seiner Sitzung vom [Datum] hat der GKR den in Einnahmen und Ausgaben ausgeglichenen Haushaltsplan für das Jahr 20xx mit folgenden Inhalten beschlossen:

· Haushaltsvolumen:
000.000.000,00 €

· Wirtschafter kraft Amtes: [Name]
· Stellenplan: [Zahl] VBE
· u.a. (Haushaltsvermerke etc.)

[ggf. Rechtslage darstellen / ggf. prüferischer Kommentar (Prüfungsbemerkungen)]
Am [Datum] hat der GKR einen Nachtragshaushaltsplan beschlossen.

Die Haushaltsrechnung ist ordnungsgemäß aus der Buchführung und den weiteren geprüften Unterlagen abgeleitet. Die Gliederung der Haushaltsrechnung erfolgt nach dem Schema der geltenden Haushaltssystematik.
Die Haushaltsrechnung der Gemeinde schließt mit einem Überschuss/ Fehlbetrag von xx € [exakter Betrag] ab. Bei diesem Ergebnis ist zu berücksichtigen, dass schon Zuführungen/ Entnahmen in/ aus den Rücklagen und ggf. manuelle Vorträge von Beständen / Fehlbeträgen auf das Folgejahr vorgenommen wurden [ggf. Zahlen / Tabellen einfügen].
Die Haushaltsrechnung entspricht nach unseren Feststellungen [im Wesentlichen] den gesetzlichen Vorschriften. Im Rahmen einer Prüfung haben wir Verstöße gegen den Haushaltsbeschluss des GKR sowie anderen haushaltsrelevanten Vorschriften nicht feststellen können. Die Prüfung ergab [keine] Beanstandungen.

Ausnahmen ergeben sich in den Bereichen:

· A

· B

[weitere individuelle Erläuterungen/ Formulierungen]
III. Vorschüsse und Verwahrungen

Bei den Buchungsstellen für Vorschüsse und Verwahrungen im Sachbuch 52 handelt es sich um gemischte Konten mit Sachverhalten, deren endgültige Buchung im Haushalt noch nicht möglich ist (§ 41 HKRO / § 39 HKVG). Vorschüsse und Verwahrungen sind sobald wie möglich abzuwickeln.

[ggf. Einzeldarstellung von relevanten Umsätzen und die Beständen] 

Insgesamt kann festgestellt werden, dass die haushaltsrechtlichen Vorgaben zu den Vorschüssen und Verwahrungen eingehalten wurden. Zu bemerken ist aber der große Bodensatz bzw. der geringe Umsatz..... 

[weitere individuelle Erläuterungen/ Formulierungen]
IV. Schulden

Die Schulden der Kirchengemeinde umfassen ....[Beschreibung]. Entsprechende Beschlüsse des GKR und Genehmigungen des Konsistoriums wurden in 199x gefasst bzw. erteilt.

[ggf. Einzeldarstellung von relevanten Umsätzen und die Beständen]
Beanstandungen gab es .....[alt. keine].
[weitere individuelle Erläuterungen/ Formulierungen]
V. Vermögen

Das Vermögen der Kirchengemeinde i.S.d. des kirchlichen Vermögensrechts besteht im Wesentlichen aus einem Anspruch an den Vermögenspool des KVA Name. Im Rahmen der Kassengemeinschaft hat das KVA das Vermögen gemeinschaftlich angelegt. Die Gemeinde erhält eine Verzinsung i.H.v. xx % p.a.

[ggf. Einzeldarstellung von relevanten Umsätzen und die Beständen] 

Die kirchengesetzlichen Rücklagen für X und Y [z.B. Betriebsmittel- und Ausgleichsrücklage) wurden mit xx € bzw. yy € dotiert. Die Mindestbestände (§ 16 VermG / § 72 HKVG) werden erkennbar [bei weitem] nicht erreicht [ggf. Prozentverhältnisse darstellen]. 

Beanstandungen gab es ....[alt. keine].
[weitere individuelle Erläuterungen/ Formulierungen]
VI. Kassenprüfung

[Erläuterung zum Ergebnis der Kassenprüfung]
[weitere individuelle Erläuterungen/ Formulierungen]

VII. sonstige prüferische Aktivitäten und Feststellungen
[individuelle Erläuterungen/ Formulierungen]
VIII. Gesamtaussage des Abschlusses

[analytische Aussage zur wirtschaftlichen Situation, der Haushaltslage, der Schulden und des Vermögens]
IX. Ergebniskritik und Handlungsempfehlungen
[individuelle Darstellung]
D.  Ergebnis der Prüfung und Entlastungsempfehlung
Ergebnis der Prüfung:...........[weitgehend individuelle Formulierung zur gesamten Prüfung]
Entlastung:

Die Rechnungsprüfung bestätigt, dass [keine] wesentlichen Beanstandungen vorliegen [bzw. die Beanstandungen ausgeräumt sind].  

[Variante 1, wenn keine wesentlichen Beanstandungen vorhanden sind:]
Das Prüfungsverfahren ist vom GKR durch Entlastungserteilung abzuschließen (§ 85 Abs. 2 S.1 HKVG). 

[Variante 2, wenn wesentliche Beanstandungen vorliegen:]
Angesichts der dargestellten Prüfungsergebnisse empfehlen wir dem GKR, die Entlastung zu verweigern. 

	[Ort], [Datum]

	

	
	

	
	

	[Name] 
	
	[Name]

	

	


Berichtsverteiler (nur zur Information):
· Geprüfte Kirchengemeinde oder Einrichtung (ggf. mit der Bitte um Stellungnahme)

· Kirchenkreis 

· Kirchlicher Rechnungshof

· KVA

Wichtiger Hinweis zum Gebrauch des Musterberichtes:


Dieser Musterbericht soll eine Anregung für die Erstellung von Prüfungsberichten von ehrenamtlichen Prüfern sein. Er stellt ein Muster in Form einer Formatvorlage dar.


Die gewählten Formulierungen haben Beispielscharakter und können ergänzt bzw. verändert werden.


Die Gliederung enthält alle grundsätzlichen Sachverhalte. Auch hier sind aber individuelle Ergänzungen oder Veränderungen möglich.


Das Deckblatt und das Inhaltsverzeichnis können entfallen.


Anlagen können optional angefügt werden.





Die Textteile in [ ] sind durch individuelle Anmerkungen zu ersetzen. 





Dieser Musterbericht hat den Stand Mai 2011.











� Die Entlastung kann mit Einschränkungen erteilt oder mit Auflagen verbunden werden (§ 85 Abs. 2 S. 2 HKVG)
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